
 

Beilage 1282/2014 zu den Wortprotokollen des Oö. Landtags 
XXVII. Gesetzgebungsperiode   

 

Initiativantrag 

der unterzeichneten freiheitlichen Abgeordneten 

betreffend 

ein Verbot des Verteilens von Ausgaben des Korans mit strafgesetzlich relevantem Inhalt  

 

Gemäß § 25 Abs. 6 der Landtagsgeschäftsordnung wird dieser Antrag als dringlich 

bezeichnet. 

 

Der Oö. Landtag möge beschließen: 

 

Resolution 

 

Die Landesregierung wird aufgefordert, sich bei der Bundesregierung für eine Änderung der 

entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen dahingehend einzusetzen, dass von den Behörden 

ein Verbot des Verteilens von Ausgaben des Korans mit strafgesetzlich relevantem Inhalt verhängt 

werden kann. 

 

Begründung 

 

In den letzten Wochen ist es in zahlreichen Städten Europas zu Verteilaktionen von Ausgaben des 

Korans mit strafrechtlich relevantem Inhalt gekommen. Unter anderem wird in diesen 

Koranversionen Ehemännern empfohlen, widerspenstige Frauen zu schlagen. In österreichischen 

Städten wurden im Zuge dieser Aktionen junge Frauen in vielen Fällen massiv beleidigt und 

eingeschüchtert.  

 

Die dahinter stehendende "Lies!-Stiftung" wird vom deutschen Verfassungsschutz als salafistische 

Organisation eingestuft. In Deutschland würde knapp ein Fünftel der IS-Terroristen über diese 

Aktion für den Dschihad rekrutiert. Auch bei uns zeigen die Aktivitäten dieser Gruppierung 

Wirkung, Österreich liegt mit etwa 140 freiwillig nach Syrien aufgebrochenen Dschihadisten im 

europäischen Spitzenfeld. 

 

Laut dem stellvertretenden Landespolizeikommandanten Mag. Erwin Fuchs hat der 

Verfassungsschutz die Verteilaktionen zwar geprüft, könne aber nichts dagegen unternehmen. 

Man habe "leider keine Handhabe dagegen vorzugehen", wird Fuchs in der Ausgabe des Neuen 

Volksblatts vom 10. Oktober 2014 zitiert. 

 

In einer modernen, demokratischen Gesellschaft sind derartige Zustände untragbar. Es ist daher 

dringender Handlungsbedarf gegeben, um derartige verfassungsfeindliche Aktivitäten wirksam 

unterbinden zu können. 

 

Linz, am 3. November 2014 



 

 

(Anm.: FPÖ-Fraktion) 
Steinkellner, Schießl, Mahr, Nerat, Povysil, Klinger, Wall, Lackner, Cramer 


